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Bgm. Reinthaler eröffnet die Sitzung und gibt bekannt dass die Gemeinderäte Alois Bögl und 
Robert Koppelstätter später kommen werden. 
 

1. Einspruch Kanalanschlussgebühr Niedermayer 
Gemäß § 46 OÖ. Gemeindeordnung wird dieser TOP bis zur weiteren Abklärung des Sachver-
haltes vertagt wie bereits im GV angekündigt. GR Brandstötter fragt, wieso diese Angelegenheit 
nicht früher erledigt werden kann, da sie sich schon 1,5 Jahre zieht. Der Vorsitzende erklärt, dass 
Hr. Niedermayer bauliche Änderungen vorhat, welche entweder die Vorschreibung einer Ka-
nalanschlussgebühr oder eins Verkehrsflächenbeitrag begründen. AL Trausinger gibt bekannt, 
dass beim OÖ Gemeindebund dazu eine Rechtsauskunft eingeholt wurde. 
 
 

2. Entscheidung über Berufung gegen Erhaltungsbeiträge 
Es geht in diesem TOP um die Berufungsentscheidung gegen die Erhaltungsbeiträge im Fall des 
Nachlasses von Frau Anna SCHNALLINGER.  
Diese Berufung, eingebracht durch die Verlassenschaftskuratorin des Nachlasses von Fr. Anna 
SCHNALLINGER, Fr. Dr. Claudia SCHOSSLEITNER gegen den Bescheid des Bürgermeisters 
vom 30.11.2009, ist abzuweisen. Es handelt sich hier um die sog. Mosergründe Parzelle 139/1, 
für die der Erhaltungsbeitrag vorgeschrieben wurde. 
Der in Zusammenarbeit des Amtsleiters, der nunmehrigen und ehemaligen Sachbearbeiterin und 
dem OÖ Gemeindebund ausgearbeitete Bescheid liegt vor und sieht wie folgt aus. 
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Beratung: 
Lt. GR Brandstötter geht aus den Akten nicht hervor, dass Fr. Schoßleitner berufen hat. 
AL Trausinger erklärt, dass Fr. Dr. Schoßleitner die damals eingebrachte Berufung aufrechterhal-
ten hat, vom Gemeindebund wurde eine Rechtsauskunft eingeholt und der vorliegende Bescheid 
erarbeitet. Die Einwendungen werden in der Begründung behandelt. VB Maierhofer verliest das 
Schreiben von Fr. Dr. Schoßleitner vom 7.12.2012, in dem sie schreibt, dass es ihr nicht möglich 
ist, die gegenständliche Berufung zurückzuziehen.  
Ab diesem Zeitpunkt ist GR Bögl anwesend. Hr. Schnallinger hat Bgm. Reinthaler vor der Sit-
zung nochmals ersucht, den Punkt von der Tagesordnung abzusetzen, dies müsste jedoch Fr. 
Schoßleitner beantragen, da sie Verlassenschaftskuratorin ist. AL Trausinger betont, dass partei-
enfreundlich vorgegangen wurde, da sogar ein normales Schreiben als Berufung gewertet wurde. 
GR Mayr erkundigt sich, ob die Aufschließungskosten bezahlt wurden und ob es schon einmal 
eine Berufung gegen den Erhaltungsbeitrag gegeben hat. Lt. Auskunft von VB Maierhofer wur-
den diese vorgeschrieben, jedoch nicht bezahlt. GR Bachmayer Karl merkt an, dass die Angele-
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genheit auf das Jahr 2008 zurückgeht. Bgm. Reinthaler erklärt, dass dies die VwGH-
Entscheidung über die Aufschließungsbeiträge war. GR Hölzl fasziniert, dass sich ein Verfahren 
so lange ziehen kann, dies begründet AL Trausinger damit, dass zum einen auf die Krankheit von 
Fr. Schnallinger Rücksicht genommen wurde (2 Fristerstreckungen) und zum anderen, dass Fr. 
Dr. Schoßleitner so lange nicht offiziell als Kuratorin rechtskräftig bestellt wurde, weil von Hr. 
Schnallinger Rekurs eingelegt wurde. GR Brandstötter verkündet seine Stimmenthaltung, Hr. 
Schnallinger hat ihn vor der Sitzung angerufen und mitgeteilt, dass Fr. Dr. Schoßleitner angeb-
lich nicht wollte, dass dieser Punkt bei dieser Sitzung behandelt wird. Bgm. Reinthaler verweist 
auf ein Fax von Fr. Dr. Schoßleitner in einem anderen Fall des Hr. Schnallinger, d.h. sie hätte 
ungehindert selbst entsprechend Mitteilung machen können. GR Mayr betont, dass lt. Gesetzt 
vom GR zu entscheiden ist. AL Trausinger weist auf die 6-monatige Entscheidungsfrist hin. GR 
Bachmayer Silvia meint, dass bis zur nächsten Sitzung auch nichts anders wird. Ab diesem Zeit-
punkt ist GR Koppelstätter anwesend. 
Gemäß den Bestimmungen der OÖ. Gemeindeordnung überträgt Bgm. Reinthaler den Vorsitz in 
diesem TOP an Vizebürgermeister FLOTZINGER. Nachdem keine Wortmeldungen mehr geäu-
ßert wurden, beantragt der Vorsitzende die Abstimmung über die Berufung. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden, VizeBgm. Flotzinger, wird sodann  mittels Hand erheben mit 16 
Ja-Stimmen,  0 Nein-Stimmen und 3 Stimmenthaltungen von Koppelstätter Robert (weil bei Be-
ratung nicht anwesend), Bgm. Reinthaler (wegen Befangenheit) und Brandstötter Franz beschlos-
sen, die Berufung der Verlassenschaftskuratorin Fr. Dr. SCHOSSLEITNER  gegen den Bescheid 
des Bürgermeisters vom 30.11.2009 mit soeben zur Kenntnis gebrachtem Bescheid unbegründet 
abzuweisen. 
 
Vizebürgermeister Flotzinger übergibt den Vorsitz wieder an Bürgermeister Reinthaler. 
 

3. Wegverlegung Parz. 1518/1 
Die Ehegatten Karl und Christine BACHMAYR, Stött 4 haben mit Schreiben vom 1.3.2013 ei-
nen Antrag auf Verlegung der Wegparzelle 1581/1 ersucht. Grund ist, dass der bereits einmal im 
Jahr 2007 verlegte Weg nunmehr wegen der Errichtung eines weiteren Fahrsilos verlegt werden 
soll. 
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Beratung: 
GR Bachmayer Karl erklärt, dass er den Weg um ca. 7m verlegen möchte, da er den Bau eines 3. 
Fahrsilos plant. Der Weg wurde bereits 1985 schon einmal verlegt, er soll unterhalb den Silos 
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verlaufen. Die Vermessungskosten werden von Ehegatten Karl und Christine Bachmayer getra-
gen, die Vermessung soll jedoch erst nach Herstellung des Silos durchgeführt werden. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Hand erheben mit 18 Ja-Stimmen und einer 
Stimmenthaltung von GR Bachmayer Karl wegen Befangenheit, der Verlegung der Wegparzelle 
1581/1 auf Kosten der Ehegatten Bachmayer beschlossen. Die Vermessungsurkunde muss inner-
halb eines Jahres nach Fertigstellung eingebracht werden.  
 
 

4. Einleitungsverfahren Flächenwidmungsplanänderung 
Hans Jürgen WATZINGER möchte in Osternach einen Wohnblock mit 12 Wohneinheiten er-
richten. Unmittelbar nach dem Antrag wurde mit dem zuständigen Sachbearbeiter bei der Abt 
Raumordnung des Amtes der OÖ LReg, Herrn DI Werschnig Kontakt aufgenommen. Es soll 
heute das Einleitungsverfahren beschlossen werden und soll das bestehende Grünland in Wohn-
gebiet umgewidmet werden. 

 
 
Beratung: 
GR Brandstötter erkundigt sich, in welche Widmung umgewidmet werden soll. AL Trausinger 
erklärt, dass Hr. Watzinger zuerst die Planung von Fremdenzimmer angegeben hat, dafür wäre 
eine Sonderwidmung in Tourismusgebiet nötig, jetzt will er einen Wohnblock bauen und die 
Wohnungen fix vermieten. Bgm. Reinthaler erklärt, dass DI Werschnig Vorort war. Bgm. 
Reinthaler erklärt, dass Hr. Fischer Christian, Ort 170, ebenfalls Fremdenzimmer errichten woll-
te, dies ist jedoch im Wohngebiet nicht möglich. Weiters wird die Erschließung mittels Zufahrts-
straße wie eingezeichnet angesprochen, die Ortstafel „Osternach“ ist um die Widmungsfläche zu 
versetzen. Hr. Watzinger braucht eine Straße auch für spätere Widmungen, da die angrenzenden 
Gründe auch ihm gehören. Lt. VizeBgm. Flotzinger besteht dort schon ein Feldweg. AL Trausin-
ger sieht kein Problem mit der Straßenmeisterei, es wurde mit ihr jedoch noch nicht Kontakt auf-
genommen. Bgm. Reinthaler weist darauf hin, dass Kosten entstehen werden, die Hr. Watzinger 
zu tragen hat. AL Trausinger erklärt, dass im FLWP-Änderungsverfahren Brunner wegen einer 
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Umzeichnung zweimal Plankosten entstanden sind. GR Mayr versteht, dass dies ärgerlich ist und 
schlägt evt. eine Pauschale vor bzw. dass es beim zweiten Mal billiger ist. GR Hölzl betont, dass 
es sich dabei um Architektenkosten handelt. AL Trausinger erklärt, dass die Kosten bisher durch 
DKM-Kopien im Auflageverfahren gering gehalten wurden, zum Auflageverfahren müssen je-
doch Ziviltechnikerpläne vorgelegt werden. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben das Einleitungsver-
fahren zur Flächenwidmungsplanänderung im Bereich der Parzelle 1090/1 von derzeit Grünland 
in Wohngebiet beschlossen. 
 
 

5. Dienstpostenplanänderung 
Die Vertragsbedienstete Fr. MAIERHOFER wird voraussichtlich mit 1.4.2014 in Pension gehen 
und es ist daher eine Nachbesetzung dieses Postens (GD16) notwendig. Gerade dieser umfang-
reiche Aufgabenbereich,  den Fr. MAIERHOFER  bei uns ausübt, erfordert eine gewisse Einar-
beitungsphase von zumindest 6 Monaten. Es wurde daher mit der IKD bereits Verbindung auf-
genommen und lt. deren Auskunft bedarf es einer befristeten Dienstpostenplanänderung im Zeit-
raum 1.10.2013 bis 31.03.2014, damit dann der entsprechende Posten ausgeschrieben werden 
kann. Lt. Aufsichtsbehörde soll für diesen Übergangszeitraum ein zusätzlicher Dienstposten in 
der Dienststufe GD 20 geschaffen werden, der dann automatisch per 1.4.2014 den GD 16 be-
gründet. 
 
Der Dienstpostenplan für die allgemeine Verwaltung sieht dann wie folgt aus. 
 
Dienstpostenplan 
Allgemeine Verwaltung 
1 B GD 11.1 B II-VI  
1 VB GD 16.3 I/c  
1 VB GD 20.3 I/c  
1 VB GD 20.3 I/d  
NEU 1 VB  GD 20.3 befristet vom 1.10.2013 bis 31.3.2014  

 
Beratung: 
Mit heutigem Tag hat VB Maierhofer schriftlich ihren voraussichtlichen Pensionsantritt bei der-
zeitiger gesetzlicher Lage eingebracht, was Voraussetzung für die Dienstpostenplanänderung ist. 
AL Trausinger erklärt, dass lt. IKD eine Einstellung unter 3 Monaten nicht genehmigungspflich-
tig ist. Für Parallelphasen länger als 6 Monate gibt es keine Genehmigung, für 3 – 6 Monate 
muss man um eine Ausnahmegenehmigung ansuchen. 
AL Trausinger würde auch nicht kündigen, wenn der Pensionsantritt nicht fix zugesagt ist und ist 
die Formulierung von Fr. Maierhofer verständlich. Bevor die Dienstpostenplanänderung nicht 
genehmigt ist, darf kein Dienstposten ausgeschrieben werden. Ab 1.4.2014 wird dann in GD 16 
eingestuft. Derzeit ist ein GD20 nur Teilzeit besetzt, doch lt. IKD muss ein eigener befristeter 
Dienstposten geschaffen werden. Bgm. Reinthaler sieht die Aufgaben von VB Maierhofer als 
sehr umfangreich an. AL Trausinger spricht die Arbeiten zum Voranschlag an. Lt. dem Land 
würden 3 Monate ausreichen. AL Trausinger stellt die Ansicht der IKD als kühn dar. Es scheint 
unbegreiflich, dass das Land der Ansicht ist, dass eine Jahrzehntelange Erfahrung in 6 Monaten 
nachzuholen sein soll. Außerdem ist bei einem Dienstbeginn mit 1. Oktober die Planung des 
Budgets 2014 schon im Laufen. „Eine neue Kraft weiß zu diesem Zeitpunkt noch nicht einmal, 
was ihr geschieht“. Die Vorgangsweise sei reine Theorie, die Praxis werde völlig verkannt. GR 
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Bögl fragt, ob die 6 Monate schon zugesagt wurden. AL Trausinger erklärt, wenn die Erweite-
rung nicht genehmigt würde, müssen die 3 Monate ausreichen.  
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben die Dienstposten-
planerweiterung in der allgemeinen Verwaltung um den Dienstposten der Dienststufe GD 20.3  
mit einer Befristung von 1.10.2013 bis 31.03.2014 vorbehaltlich der Zustimmung der Aufsichts-
behörde beschlossen. 
 
 

6. Prüfungsbericht zum Voranschlag 2013 
Der Prüfungsbericht der Bezirkshauptmannschaft Ried zum Voranschlag 2013 liegt vor und ist 
dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. 
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Beratung: 
GR Bachmayer Silvia erkundigt sich was Schuldenart 1 bedeutet. Die Gemeinde hat ISG-
Genossenschaftsanteile zurückbekommen, durch Zeitablauf, ansonsten ändert sich an den Ver-
einbarungen mit der ISG jedoch nichts erläutert AL Trausinger. Die Rechtsschutzversicherung 
betrifft die Gemeinde selbst. GR Brandstötter erklärt, dass ca. 19 Versicherungspolizzen beste-
hen. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird einstimmig durch Hand erheben vorstehender Prüfungsbe-
richt der Bezirkshauptmannschaft Ried zur Kenntnis genommen.  
 
 

7. Prüfungsbericht des Prüfungsausschusses zum Rechnungsabschluss 
Der Vorsitzende ersucht Obmann Brandstötter um Verlesung seines Berichtes.   

 
PRÜFUNGSBERICHT 

über die am 26.2.2013 abgehaltene Prüfungsausschusssitzung bezüglich 
den Voranschlag 

 
ad Punkt 1) 
Obmann Brandstötter stellt fest, dass gemäß der Gemeindeordnung der Rechnungsabschluss vom 
Prüfungsausschuss einer Kontrolle zu unterziehen ist.  Der  Rechnungsabschluss   2012  weist   
im  ordentlichen    Haushalt    bei    Einnahmen    von   €  2.249.168,41  und  Ausgaben  in  Höhe  
von € 2.252.554,49 einen Sollabgang von € 3.386,08 auf. Der IST-Abgang beträgt € 141.740,79 
und setzen sich die einzelnen Summen wie folgt zusammen: 
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Das Soll- und Ist-Ergebnis beim außerordentlichen Haushalt stellt sich wie folgt dar: 
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Beim Schuldennachweis ergibt sich folgender Stand: 
Stand 1.1. Abgang Stand 

31.12. 
Zinsen Schulden-

dienst gesamt 
Ersätze  Nettoauf-

wand 
1.869.471,59 119.423,26 1.750.048,33 28.208,15 147.631,41 50.632,51 96.998,90 
       
 
Beratung: 
Zu den Überschreitungen führt die Schriftführerin aus, dass bei den Mieten für Kopierer und Te-
lefon nunmehr ein extra Konto gefordert wird. GR Zeilberger spricht die Kosten für den Beach-
volleyballplatz an und es wird hier auf den Sandaustausch verwiesen. Dazu bemerkt Obmann 
Brandstötter, dass diese Arbeiten von Herrn Reisegger organisiert wurden und hier anfangs billi-
ger Sand verwendet wurde, da andernfalls mit den vorhandenen Mitteln diese Kosten nicht zu 
bewerkstelligen gewesen wären. Für GR Deschberger liegt dies auch an der Pflege und es hätte 
der Sand öfter aufgelockert werden müssen. GR Wagner ergänzt, dass Kabelsand verwendet 
wurde (dieser wurde gratis zur Verfügung gestellt) und dieser einfach hart wird. GR Zeilberger 
führt aus, dass für die Sportplatzkabine kein Heizöl benötigt wurde und es stellt Obmann Brands-
tötter dazu fest, dass es dann unter Umständen aber sein kann, dass im Folgejahr 2 Mal eine Be-
füllung notwendig wird. Obmann Brandstötter stellt ferner bei der Abfallwirtschaft eine Auftei-
lung der veranschlagten Kosten auf mehrere Konten fest. Zusammenfassend stellt Obmann 
Brandstötter zum Rechnungsabschluss 2012 fest, dass es sich bei den Begründungen zu den 
Überschreitungen um den normalen Geschäftsbetrieb handelt und es sind auch die Umbuchungen 
nicht wirklich interessant. Er führt weiters aus, dass bei Abgangsgemeinden praktisch kein Hand-
lungsspielraum gegeben ist und es werden nun mal beim Voranschlag Durchschnittswerte heran 
gezogen 
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Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird vorstehender Prüfungsbericht einstimmig durch Hand erhe-
ben zur Kenntnis genommen. 
 
 

8. Rechnungsabschluss 2012 
Der Rechnungsabschluss 2012 liegt vor und weist im ORDENTLICHEN HAUSHALT bei 

Einnahmen idH von 2.249,168,41 und 
Ausgaben idH von 2.252.554,49  einen 

Sollabgang idH von 3.386,08 auf. 
Der Ist Abgang beträgt 141.740,79 und setzt sich aus den oben angeführten Summen zu-
sammen. 
. 
Der Rechnungsabschluss wurde ebenfalls durch den Prüfungsausschuss in dessen Sitzung 
vom 26.02.2013 einer Kontrolle unterzogen 
 
 

 
 
Im außerordentlichen Haushalt stellt sich der Ergebnis ebenfalls wie angeführt dar 
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Beim Schuldennachweis ergibt sich folgender Stand. 
 
 
Stand 1.1.     Abgang Stand 31.12.     Zinsen Schuldendienst ge-
samt   
1.869.471,59  119.423,26 1.750.048,33     28.208,15     147.631,41      
 
Ersätze                   Nettoaufwand Schuldendienst 
50.632,51  96.998,90 
 
Beratung: 
GR Brandstötter erklärt, dass man beim Voranschlag Durchschnittswerte ansetzt, dafür bleibt 
etwas über, wenn etwas nicht durchgeführt wird bzw. im umgekehrten Fall, wenn etwas Unvor-
hergesehenes eintritt z.B. Traktorreparatur.  
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird der Rechnungsabschluss 2012 mittels Hand erheben ein-
stimmig beschlossen. 
 
 

9. Allfälliges 
Bgm. Reinthaler weist darauf hin, dass auf Hinweis von GR Brandstötter lt. GemO einmal im 
Quartal eine GR-Sitzung abzuhalten ist, daher wird die nächste GR-Sitzung auf 24.06.2013 und 
GV-Sitzung auf 13.06.2013 verlegt. Bgm. Reinthaler gibt den Dank des Museumsvereins für die 
Unterstützung der Gemeinde weiter. Bgm. Reinthaler bittet die Gemeinderäte um Erscheinen bei 
der Ehrung von Pfarrer Lambert Wiesbauer am Freitag 15.03.2013. 
Bgm. Reinthaler verweist auf ein Schreiben der Mgde Reichersberg, dass keine Kindergarten-
Beiträge entrichtet werden, da sie über genügend Kindergartenplätze verfügen.  
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AL Trausinger berichtet dass er bei Dr. Spöck bezüglich der Aufsichtsbeschwerde nachgefragt 
hat, sie wird derzeit bearbeitet, die Entscheidung muss dem politischen Gemeindereferent noch 
vorgelegt werden.  
Die 2-tägige Linzaktion der VS wird von der Gemeinde unterstützt und es werden Kosten von 
85,- EUR pro Kind entstehen. 
Mit dem Wirtschaftpark Innviertel von LR Siegl und TMG soll unsere Region für die Wirtschaft 
schmackhaft gemacht werden. Braunau ist voll dabei, Schärding springt auch auf, Bgm. Ortig 
spricht sich dagegen aus, lt. Bgm. Reinthaler soll man die Chance nutzen. Er wurde in der Bür-
germeisterkonferenz in die Arbeitsgruppe geschickt. In der nächsten GR-Sitzung soll eine Ab-
sichtserklärung beschlossen werden. GR Brandstötter meint, dass in anderen Bezirken auch nicht 
alle Gemeinden daran teilnehmen. Der Vorsitzende bringt die Beispiele Bezirk Braunau, wo sich 
hauptsächlich die Gemeinden rundum Altheim beteiligten und den Bezirk Perg, wo alle Gemein-
den, ausgenommen Mauthausen, dabei sind. 
Der Bezirk Ried ist der Veranstalter des Ball der OÖ am 18.01.2014. Aus Ried sollen 3.000 Leu-
te nach Wien fahren. Die Buskosten sollen die Gemeinden übernehmen und auch Sponsoren su-
chen. Goldhaubengruppen sollen dabei sein. Von der BH Grieskirchen werden Informationen 
eingeholt, sie hatten vergangenes Jahr 600 Arbeitsstunden dafür. GR Handlbauer gibt bekannt, 
dass es 2014 keinen Garnisonsball geben wird, wegen dem Ball der OÖ. 
Bgm. Reinthaler zeigt zwei Artikel aus den OÖNachrichten  „Haarstreubendes Wirtschaften ei-
nes Bundesmuseums“ und „Das Innenministerium und der 99.999,99-Euro-Auftrag. 
GR Hölzl lobt den neuen Beamer und schätzt ihn eine gute Investition. 
AL Trausinger berichtet über das Hochwasserprojekt, der Anteil der Gemeinde Ort beträgt 85%. 
Die Kostenerhöhung wurde am 5.11.2012 bei einer Besprechung mit DI Wölfle bekannt gege-
ben. In Reichersberg erhöhte sich die Kostenschätzung von 8 % auf 15 %, die Mgde. Reichers-
berg hat jedoch nicht reagiert. Die Mgde. Reichersberg, DI Wöfle und DI Riegler sind bei den 
8% geblieben und haben eine Abrechnung nach tatsächlichem Aufwand vereinbart. Jetzt entsteht 
folglich eine Finanzkluft zwischen 8% und 15%. AL Trausinger hat Hr. Riegler vom Gewässer-
bezirk kontaktiert. Eine Möglichkeit wäre, dass der Wasserverband Antiesen die Projektkosten 
vorfinanziert, oder das Projekt überhaupt über diesen abgewickelt wird. Bis heute jedoch keine 
Rückmeldung. Lt. Vorprüfung sind in gewissen Bereichen Nachbesserungen notwendig, wobei 
eine Frist bis 15.3.2013 gesetzt wurde. Diese Stellungnahme sollte DI Wölfle erledigen, doch 
weder die Gemeinde noch der Gewässerbezirk hat etwas erhalten. Lt. Bgm. Reinthaler hat das 
Hochwasserprojekt beim Wasserverband Priorität, und er hofft, dass das Projekt nicht durch die 
Mgde. Reichersberg fällt. Der Orter GR steht hinter dem Projekt. AL Trausinger verweist auf die 
Besprechung der Gemeinden Ort und Reichersberg im Jänner, mit der Aussage, dass die Mgde. 
Reichersberg die Finger von den Projekt gelassen hätte, wenn sie von den hohen Kosten gewusst 
hätte. GR Brandstötter fragt, wer da Änderungen beantragt hat.  
GR Koppelstätter fragt nach, was mit der Waschung der Biotonne ist. Bgm. Reinthaler bittet GR 
Wiesner eine Sitzung des Umweltausschusses einzuberufen. GR Brandstötter braucht keine Wa-
schung und weist darauf hin, solange kein GR-Beschluss vorliegt, wird nicht gewaschen. Bei der 
damaligen Erhebung waren knapp ¼ der Orter Bevölkerung für eine Waschung. AL Trausinger 
schlägt vor bei der Erhebung die Frage umzudrehen, es sollen sich die melden, welche die Bio-
tonnen nicht gewaschen haben wollen. GR Brandstötter weist auf eine Erhöhung der Müllgebüh-
ren hin. 
GR Deschberger möchte wissen, wie es mit dem Gemeindeneubau aussieht und ob man evt. 
Vorgespräche mit den Besitzern führen kann. Bgm. Reinthaler erklärt, dass die Erledigung der 
Aufsichtsbeschwerde abgewartet wird, sie wird derzeit bearbeitet. GR Brandstötter meint, dass 
dies bis zu einem Jahr dauern kann. GR Deschberger erwähnt evt. die Vorziehung eines anderen 
Projektes, Musik oder Feuerwehr. Bgm. Reinthaler berichtet, dass der GV einen Auftrag über ca. 
11.000,- EUR an das Institut Blattfisch für eine Begleitplanung  des Hochwasserprojektes verge-
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ben hat. Für die Reparatur der Lüftungsanlage in der MZH sind Kosten von 2.500,- EUR angebo-
ten worden, schließlich wurde ohne nähere Absprache eine Rechnung über 13.000,- EUR gelegt. 
Bgm. Reinthaler hat bereits überlegt die Firma wegen Betrug anzuzeigen. Er hat mit dem Fir-
menchef einen Nachlass von 900,- EUR vereinbart. Im GV wurde der Auftrag vergeben. 
Bei der Evaluierung wurde die Nestschaukel des Kindergartens beanstandet, lt. Kostenvoran-
schlag hätte die Reparatur 700,- EUR gekostet. Letztendlich wurde die Schaukel von der Justiz-
anstalt Suben repariert, was 25,40 EUR gekostet hat. 
 
 
     10. Fragestunde 
Den Vorsitz hat die ÖVP. 
 


